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 Ein wesentlicher Erfolg der Europäischen Union ist die Schaffung eines grenzenlosen Raums, in dem sich die Menschen ohne Behinderung durch Grenzkontrollen frei bewegen können. Auch können die EU-Bürger frei entscheiden, in welchem Land der EU sie leben und arbeiten wollen. Diese Freiheiten können 

aber nur voll in Anspruch genommen werden, wenn die Europäische Union ihre Außengrenzen effektiv schützt. Die Justizbehörden und Polizeikräfte der einzelnen Mitgliedsstaaten müssen zudem eng zusammenarbeiten, um sicherzustellen, dass alle Menschen in der EU gleichermaßen 
vor Verbrechen geschützt werden, gleichberechtigt Zugang zur Justiz haben und ihre Rechte voll ausüben können. Die Europäische Union ist dabei, eine besser koordinierte Asyl- und Einwanderungspolitik zu entwickeln. Asylbewerber werden dadurch gerecht behandelt und die legalen Zuwanderer, die die 
EU braucht, werden in die europäische Gesellschaft integriert. Es werden außerdem Maßnahmen getroffen, um Asyl-Missbrauch zu verhindern und gegen illegale Einwanderung vorzugehen. In einer globalisierten Welt ist es zudem sehr wichtig, dass die EU-Länder beim Kampf gegen das internationale Verbrechen und 
gegen Terrorismus effektiv zusammenarbeiten. Diese Maßnahmen werden dazu beitragen, die Europäische Union zu einem Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts für alle zu machen. Zu den vielen Vorteilen der Europäischen Union gehört das Recht der Bürger, sich innerhalb der EU frei bewegen und in jedem 
Land der Union leben und arbeiten zu können. Um dieses Recht voll auszuschöpfen, brauchen Bürger die Gewissheit, dass sie in einem sicheren Umfeld ihren Alltag bewältigen und ihren Geschäften nachgehen können, vor Verbrechen geschützt sind und gleichberechtigten Zugang zur Justiz haben, egal wo sie sich 
innerhalb der EU aufhalten. Diese Herausforderung wurde bereits im Maastrichter Vertrag (1992) erkannt. Im Oktober 1999 haben sich dann die Spitzenpolitiker der Europäischen Union bei einem außerordentlichen Gipfeltreffen in Tampere (Finnland) mit dieser Frage ernsthaft beschäftigt. Sie 
einigten sich auf eine ganze Reihe konkreter Schritte, damit die EU zu einem einheitlichen "Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts" wird. Den Bürgern der Europäischen Union werden so die Grundrechte garantiert und den Bürgern von außerhalb der EU, die sich legal in Europa aufhalten, wird 
eine faire Behandlung zugesichert. In diesem Plan enthalten ist auch eine koordinierte Asyl- und Einwanderungspolitik sowie die gemeinsame Visumsausstellung und Überwachung der EU-Außengrenzen. In der Praxis bedeutet dies, dass nationale Polizeikräfte, Zoll- und Einwanderungsbehörden sowie Gerichte 
eng zusammenarbeiten müssen. Freiheit und Recht stehen in Europa hoch im Kurs und sind die Grundlage der Europäischen Union. Die Länder der EU sind fest der Demokratie, den Menschenrechten und dem Prinzip der Rechtsstaatlichkeit verpflichtet. Aber Freiheit und Recht können in der Realität 
nur in einem sicheren Umfeld gelebt werden. Deshalb sind die Regierungen der Europäischen Union fest entschlossen, allen Menschen innerhalb der Grenzen der EU Freiheit, Sicherheit und Recht zu garantieren. Das Prinzip der Freiheit beschränkt sich nicht nur auf die persönliche Mobilität. Dazu gehören noch 
verschiedene Grundrechte, beispielsweise das Recht auf persönliche Freiheit und Sicherheit, die Gleichheit vor dem Gesetz, das Recht auf Meinungs- und Informationsfreiheit, das Prinzip der rechtsstaatlichen Regierung. Diese Rechte stehen jedem zu, der sich legal in der Europäischen Union aufhält. 
Dabei spielt es keine Rolle, ob er Bürger der EU ist oder nicht. Die EU-Grundrechtecharta, die im Jahr 2000 beschlossen wurde, legt mit großer Klarheit und in einem einzigen zusammenhängenden Text die persönlichen, bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen und sozialen Rechte dar, die der 
Bevölkerung der Europäischen Union zustehen. Die Grundrechtecharta soll in die neue EU-Verfassung aufgenommen werden und dann als juristischer Maßstab dienen, nach dem die Rechte einer Person beurteilt und garantiert werden. Länder, die der Europäischen Union beitreten wollen, müssen sich 
verpflichten, die Menschen- und Grundrechte genauso entschlossen zu schützen. Dies ist auch eines der zu erfüllenden Kriterien, bevor überhaupt mit den Aufnahmeverhandlungen begonnen werden kann. Falls ein EU-Land diese Rechte in schwerwiegender Weise oder permanent verletzt, 
oder falls eine solche Verletzung möglich erscheint, muss es mit Sanktionen rechnen. Die Stimmrechte für Sitzungen der EU können beispielsweise aufgehoben werden, was dazu führen würde, dass ein solches Land keinerlei Mitbestimmungsrecht mehr im europäischen Gesetzgebungs- und Regierungsprozess 
hätte. Es hätte außerdem keinen Zugang mehr zu Geldmitteln der EU. Eine solche Maßnahme ist jedoch bis heute von der Europäischen Union noch nie getroffen worden. Im Mai 2004 treten folgende Staaten der Europäischen Union bei: Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, die Slowakei, Slowenien, die 
Tschechische Republik, Ungarn und Zypern. Viele dieser Länder haben in der jüngsten Vergangenheit für Freiheit, Sicherheit und Recht hart gekämpft. Deshalb sind ihnen diese zentralen Prinzipien wichtig. Als Mitgliedsstaaten der EU wenden sie das EU-Recht im Bereich "Justiz und Inneres" an. Dieses Recht 
basiert auf den Grundsätzen der Anerkennung der Menschenrechte, der Transparenz und der Rechtsstaatlichkeit. Die neuen Mitgliedsstaaten befürworten auch gemeinsame Maßnahmen, etwa die gegenseitige Anerkennung von Gerichtsentscheidungen sowie eine gemeinsame Einwanderungs- 
und Asylpolitik. Außerdem treten sie für eine verbesserte Zusammenarbeit zwischen Justiz und Polizei innerhalb der EU ein. Das Vertrauen in Justiz, Polizei und Grenzschutz der neuen Mitgliedsstaaten wird dadurch in der eigenen Bevölkerung und bei den Bürgern der anderen EU-Länder gestärkt. Die 
Unionsbürgerschaft ersetzt nicht die nationale Staatsangehörigkeit, sondern ergänzt sie vielmehr. Anders herum gesagt: Man erhält als Bürger der EU zusätzliche Rechte und Pflichten. Man kann zum Beispiel bei Wahlen für das Europäische Parlament die Stimme abgeben oder sich selbst als 
Kandidat aufstellen lassen, und zwar in dem Land der EU, in dem man lebt – egal ob dies nun das eigene Heimatland ist oder nicht. Als Unionsbürger hat man auch das Recht, sich frei innerhalb der Europäischen Union zu bewegen, vorausgesetzt, man hat einen Reisepass oder einen Personalausweis dabei. 
Außerdem darf man sich überall im Gebiet der EU niederlassen. Von diesem Recht haben bis heute rund fünf Millionen Menschen Gebrauch gemacht und sich in einem anderen Land der EU niedergelassen. Dabei sind nicht die Millionen von Bürgern berücksichtigt, die täglich in ein Nachbarland zur Arbeit 
fahren oder sich zum Studium in anderen Ländern aufhalten. Eine Unionsbürgerschaft bringt auch Pflichten mit sich. Wenn sich ein Staatsbürger der EU in einem anderen Land der Union niederlassen will, muss er eine Krankenversicherung besitzen und nachweisen, dass er entweder eine Arbeitsstelle hat oder 
genügend eigene Mittel, damit er den sozialen Sicherungssystemen des neuen Landes nicht zur Last fällt. Dabei gibt es manchmal noch kleinere Probleme: Bei der Beantragung von Meldeunterlagen oder bei der Erlangung bestimmter Rechte für Familienangehörige kann es hier und da 
zu einem längeren Verwaltungsaufwand kommen, vor allem wenn es um Familienangehörige geht, die nicht Bürger der EU sind. Die Europäische Kommission hat Pläne bekannt gegeben, mit denen diese Probleme gelöst werden sollten. Die gegenwärtige Rechtsgrundlage soll vereinfacht und aktualisiert werden, 
damit Staatsangehörige der EU und ihre Familienangehörigen sich einfacher in einem anderen Land der Europäischen Union niederlassen können. Die Reisefreiheit ist fester Bestandteil der EU-Verträge. In der Praxis hat sie sich aber erst mit der Schaffung des Schengen-Gebiets durchgesetzt. Dieser Raum ohne 
Grenzen wurde nach der luxemburgischen Stadt benannt, in der der Vertrag damals unterzeichnet wurde. Großbritannien, Irland und die neuen Mitgliedsstaaten sind derzeit noch nicht beteiligt. Zwei Länder außerhalb der Europäischen Union – Norwegen und Island – gehören dagegen dazu. Das Schengen-
Abkommen ist heute ein fester Bestandteil der EU-Verträge. Bürger mit einem Wohnort innerhalb der EU und Besucher von außerhalb dürfen innerhalb des Schengen-Gebiets reisen, wohin sie wollen, ohne dass dabei regelmäßig ihre Pässe an den Grenzen kontrolliert werden. Jeder muss sich jedoch nach wie 
vor auf Aufforderung ausweisen können. Die Mitgliedsstaaten haben außerdem immer noch das Recht, in besonderen Situationen wieder Grenzkontrollen für einen begrenzten Zeitraum einzuführen. Der Wegfall der internen Grenzkontrollen ermöglicht es gesetzestreuen Bürgern, sich innerhalb Europas 
freier zu bewegen. Leider gilt dies auch für Kriminelle und Terroristen. Das Schengener Abkommen hat für diesen Fall verschiedene Maßnahmen eingeführt, etwa die Zusammenarbeit zwischen den Polizei- und Justizbehörden der einzelnen Länder beim Kampf gegen die Kriminalität. Erleichterte Reisefreiheit 
bedeutet auch, dass die Mitgliedsstaaten eine größere Verantwortung beim Schutz ihrer Außengrenzen haben. Nur hier werden noch regelmäßig Kontrollen durchgeführt, um festzustellen, wer in die EU einreist oder ausreist. Zu den Außengrenzen gehören übrigens nicht nur Grenzübergänge, 
sondern auch internationale Flughäfen, Seehäfen und einige Bahnhöfe, die Menschen den Zugang zur gesamten Europäischen Union ermöglichen. Irland und Großbritannien wenden die Bestimmungen des Schengen-Abkommens bei Grenzkontrollen nicht an. An den Grenzen dieser beiden Länder muss sich weiterhin 
jeder ausweisen. Nur bei der Einreise aus dem jeweils anderen Land wird davon abgesehen. Doch berührt dies nicht das Recht der EU-Bürger, in diese Mitgliedsstaaten einzureisen und sich dort niederzulassen. Jeder, der in der Europäischen Union lebt, sollte die Möglichkeit haben, ohne Hindernisse von einem 
Land in ein anderes zu reisen und frei zu entscheiden, wo er leben möchte. Dabei sollte es keine Rolle spielen, ob eine solche Person die Staatsangehörigkeit eines EU-Mitgliedsstaats besitzt oder von woanders her legal eingewandert ist. Reisende aus Ländern außerhalb der Europäischen Union dürfen das 
Schengen-Gebiet betreten und sich darin bis zu drei Monate lang frei bewegen, solange sie bestimmte Voraussetzungen erfüllen. Sie müssen vor allem im Besitz eines gültigen Reisedokuments sein und den Grund für ihre Reise angeben. Außerdem müssen sie genügend Geld haben, um ihre 
Lebenshaltungskosten zu decken. Manche Reisende benötigen zur Einreise in die EU auch ein Visum. Die Visumsbestimmungen sind mittlerweile in der ganzen EU harmonisiert worden. Es gibt jetzt eine einheitliche Liste von Ländern, deren Bürger ein Visum benötigen. Ein Bürger eines Landes außerhalb der EU, der 
einen Reisepass und eine gültige Aufenthaltsgenehmigung eines Schengen-Landes besitzt, braucht außerdem für Reisen von kurzer Dauer in andere Schengen-Länder kein Visum. Für Familienangehörige von außerhalb der Europäischen Union werden damit bürokratische Hürden erheblich reduziert. In der 
Europäischen Union arbeiten gegenwärtig rund fünf Millionen Bürger von außerhalb der EU. Sie alle besitzen Rechte, die innerhalb der gesamten EU gelten sollen. Unterschiede zwischen den Verwaltungsvorschriften und -verfahren der einzelnen Länder der EU erschweren jedoch manchmal die Anwendung dieser 
Rechte. Deshalb möchte die Europäische Kommission allgemeine Kriterien und Maßnahmen schaffen, um die Rechte dieser Personen zu schützen. Die Kommission hat deshalb die Einführung einer "Zivilbürgerschaft" vorgeschlagen. Rechtmäßig ansässige Migranten würden so bestimmte zentrale Rechte und 
Pflichten erhalten einschließlich des Rechts, in einem anderen Land der Europäischen Union zu leben und zu arbeiten. Diese Rechte und Pflichten würden sie im Laufe der Jahre erwerben und sie hätten am Ende fast die gleichen Rechte wie die Staatsangehörigen der EU. Die Europäische Union ist derzeit 
auch dabei, sich auf Verfahren für die Familienzusammenführung zu einigen. Damit sollen nicht nur Familien wieder zusammengebracht, sondern auch deren Integration in die Europäische Union erleichtert werden. Wenn beispielsweise ein Staatsangehöriger von außerhalb der EU eine mindestens ein 
Jahr gültige Aufenthaltsgenehmigung eines EU-Staates hat, dann können Familienmitglieder zu ihm in dieses Land ziehen. Die EU ist dabei, die Vorschriften und Verfahren für die Einreise von Staatsangehörigen von außerhalb der Europäischen Union und die Bedingungen für deren Aufenthalt zu koordinieren. Weitere 
Schritte sind geplant. Die EU sieht es als positiv an, dass Migranten potenziell freie Stellen besetzen können, dass sie einem Arbeitskräftemangel entgegenwirken und dass sie die Bevölkerung Europas verjüngen helfen. Deshalb will die Europäische Union diesen Menschen helfen, sich umfassend in 
alle Aspekte des wirtschaftlichen, gesellschaftlichen, kulturellen und bürgerlichen Lebens einzubringen. Zur Erreichung dieses Ziels müssen politische Initiativen in den Bereichen Beschäftigung, der diskriminierungsfreien Behandlung von Menschen und der gesellschaftlichen Integration gestartet 
werden. In diese Initiativen müssen auch das Bildungswesen, Sprachkurse sowie der Zugang zu sozialen und anderen Dienstleistungen mit einbezogen werden. Um ihre Freiheiten voll ausschöpfen zu können, müssen Bürger der EU ebenso einfach Zugang zu den Gerichten und Behörden eines anderen 
Mitgliedsstaats haben wie zu den eigenen. Gleichzeitig sollte es Kriminellen unmöglich gemacht werden, die Unterschiede zwischen den verschiedenen nationalen Rechtssystemen auszunutzen. Gerichtsurteile sollten außerdem in der ganzen Europäischen Union anerkannt werden und vollstreckt werden 
können. Dazu ist eine "grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Justizbehörden" notwendig. Eine gerichtliche Entscheidung aus einem EU-Land, egal ob sie in einem zivilen oder strafrechtlichen Verfahren gefällt wurde, muss beispielsweise von allen Behörden in der gesamten Europäischen Union 
anerkannt werden. Dieses Prinzip der "gegenseitigen Anerkennung" kann erhebliche Auswirkungen auf das persönliche Leben eines Menschen haben, zum Beispiel bei Unterhaltsansprüchen, Ehescheidungen und dem Umgangsrecht mit Kindern sowie bei finanziellen Problemen wie Insolvenz oder 
wenn Rechnungen nicht bezahlt werden. Sogar auf Straftaten kann sich dieses Prinzip auswirken. Selbst innerhalb einer einheitlichen Rechtsprechung können persönliche Probleme juristischer Art komplex und stressig genug sein. Solche Probleme können aber noch viel schwieriger zu lösen sein, vor 
allem, wenn eine Familie auseinander geht oder wenn sich zwei oder mehr Rechtssysteme damit beschäftigen. Mit der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit der Justizbehörden sollen deshalb viele dieser Hürden genommen werden. Grundprinzip dabei ist, dass die Komplexität oder die Unvereinbarkeit der 
nationalen Rechts- und Verwaltungssysteme nicht dazu führen darf, dass Bürger und Unternehmen von der Inanspruchnahme ihrer Rechte abgehalten oder abgeschreckt werden. Die EU hat ein Gesetzgebungspaket über die gegenseitige Anerkennung von zivilrechtlichen Gerichtsentscheidungen im Falle von 
Ehescheidungen, der Trennung von Tisch und Bett oder der Aufhebung einer Ehe beschlossen. Dieses Gesetzespaket gilt noch nicht für alle denkbaren Fälle. Deshalb will die Europäische Kommission die Regelungen im Jahr 2005 ausweiten. Die Europäische Union will außerdem einheitliche Verfahren 
einführen, mit denen die Regelung grenzüberschreitender Streitfälle im Falle kleiner oder unbestrittener zivilrechtlicher Forderungen vereinfacht und beschleunigt werden soll. Außerdem hat die EU grundlegende einheitliche Vorschriften für die Prozesskostenhilfe in 
grenzüberschreitenden Zivilverfahren ausgearbeitet. Die Reisefreiheit innerhalb der EU ist für gesetzestreue Bürger eine schöne Sache. Leider nutzen Kriminelle dieses Recht aus. Zu den offensichtlichsten Beispielen grenzüberschreitender Kriminalität gehören Terrorismus, Internet-Kriminalität, 
Drogenschmuggel und Menschenhandel. Um diese Kriminalität effektiv zu bekämpfen, braucht die EU eine einheitliche Vorgehensweise. Die Bürger der EU brauchen die Gewissheit, dass Kriminelle vor Gericht gebracht werden können, egal wo sie sich in der EU aufhalten oder ihr Verbrechen begangen 
haben. Im Rahmen der justiziellen Zusammenarbeit können bestimmte schwerwiegende Straftaten einheitlich definiert und unterschiedliche nationale Gesetzgebungen einander angeglichen werden. Außerdem können angemessene und abschreckende Mindeststrafen festgesetzt werden. Das Ziel der EU ist es, 
Gesetzeslücken zu schließen, die von Verbrecherbanden ausgenutzt werden. Wer schwere Straftaten begeht, soll keinen sicheren Zufluchtsort finden. Was die Vollstreckung von Strafurteilen und anderen Gerichtsentscheidungen anbelangt, so soll sichergestellt werden, dass Gerichtsbeschlüsse aus einem 
Mitgliedsstaat in der gesamten EU durchgesetzt werden. Dazu gehören beispielsweise die Verhängung von Geldstrafen, die Beschlagnahmung von Vermögen oder bei Straftätern der Entzug bestimmter Rechte. Hier greift wieder das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung nationaler Gerichtsurteile. 
Unterschiede in der juristischen Praxis der einzelnen Länder dürfen nicht verhindern, dass ein Täter zur Rechenschaft gezogen wird. Der ab Januar 2004 in der gesamten EU gültige europäische Haftbefehl soll die zeitaufwendigen Auslieferungsverfahren ablösen. Jemand, der einer Straftat 
verdächtigt wird, oder verurteilte Kriminelle, die um der Justiz zu entgehen ins Ausland geflohen sind, können dadurch schnell in das Land zurückgebracht werden, in dem sie vor Gericht standen oder gebracht werden sollen. Der Haftbefehl kann ausgestellt werden, sobald es um eine Straftat geht, für 
die eine Mindeststrafe von mehr als einem Jahr Gefängnis verhängt wird. Falls eine Person bereits verurteilt wurde, beträgt die minimale Gefängnisstrafe in diesem Zusammenhang vier Monate. Einer der bedeutsamsten Fortschritte bei der justiziellen Zusammenarbeit innerhalb der EU ist die Gründung 
von Eurojust im April 2003. Eurojust, mit Sitz in Den Haag, besteht aus einem Team hochrangiger Richter und Staatsanwälte aus allen Staaten der EU. Sie arbeiten in einem Amtssitz zusammen, haben ungehinderten Zugang zu ihren eigenen Heimatbehörden und tauschen Ratschläge und Informationen 
untereinander aus. Eurojusts Aufgabe ist es, die Zusammenarbeit zwischen Ermittlungsarbeit und Strafverfolgung im Falle schwerwiegender, grenzüberschreitender Verbrechen zu erleichtern. Die Behörde arbeitet eng mit Europol, dem polizeilichen Koordinierungsamt der Europäischen Union, dem 
Amt für Betrugsbekämpfung der EU und dem Europäischen Justiziellen Netz (einem Netzwerk nationaler Justizbehörden) zusammen. Einen Verbrecher zu fangen und vor Gericht zu bringen ist die eine Sache. Ein europäischer Rechtsraum muss aber auch sicherstellen, dass die Rechte eines Angeklagten 
komplett geschützt werden. Er muss Zugang zu juristischem Rat haben und muss, falls notwendig, einen Dolmetscher in Anspruch nehmen können. Es muss vorschriftsmäßige Verfahren für die Beweisaufnahme, verbindliche Regeln für die vorläufige Festnahme und für Gerichtsverfahren in Abwesenheit des 
Angeklagten geben. Die EU muss sich, kurz gesagt, auf gemeinsame Mindeststandards für die Justiz einigen. Die Europäische Union kümmert sich auch um die Opfer von Verbrechen. Ein im März 2001 beschlossenes Gesetzespaket enthält garantierte Mindestrechte. Dazu gehören: Das Recht, 
gehört zu werden, der Zugang zu wichtigen Informationen, die Möglichkeit, an einem Gerichtsverfahren teilzunehmen, das Recht auf Erstattung der Gerichtskosten sowie auf angemessenen persönlichen Schutz und den Erhalt einer Entschädigung. Europa hat schon immer Menschen aus anderen Ländern aufgenommen, die 
wegen Krieg oder Verfolgung aus ihrer Heimat fliehen mussten. Diese Menschen haben ein Recht auf Asyl. Ein Grundpfeiler der Politik der Europäischen Union ist die Anerkennung der Genfer Konvention über den Status von Flüchtlingen. Weil seit Anfang der 90er Jahre der Zustrom schutzsuchender Menschen gestiegen 
ist, haben die Mitgliedsstaaten der EU begonnen, eine gemeinsame Asylpolitik zu entwickeln. Diese Politik wird in zwei Schritten verwirklicht. Der erste Schritt definiert Mindeststandards und -normen. In einem zweiten Schritt wird ein einheitliches und gemeinsames Asylverfahren entwickelt. 
Die Menschen, denen Asyl gewährt wird, haben dann in der ganzen EU den gleichen Status. Die Zahl der Asylbewerber in der Europäischen Union schwankt von Jahr zu Jahr. Gibt es politische Unruhen in angrenzenden Ländern, wie es im ehemaligen Jugoslawien der Fall war, steigt die Zahl. Im Jahr 
1992 gab es deshalb 672 000 Asylanträge. Im Jahr 2000 waren es dagegen nur 374 000. In außergewöhnlichen Umständen, wie etwa während des Kosovo-Krieges, können Sonderregelungen greifen. Asylsuchenden Bevölkerungsgruppen wird bis zu zwei Jahren und, falls notwendig, sogar bis zu drei Jahren sofort und zeitlich 
begrenzt Schutz gewährt. Die Flüchtlinge erhalten Aufenthaltsgenehmigungen, eine Unterbringung sowie Zugang zur Sozialfürsorge und zum Gesundheitswesen. Ihre Kinder haben das Recht zur Schule zu gehen und die Flüchtlinge bekommen eine Arbeitserlaubnis. Sie dürfen auch offiziell Asyl beantragen. 
Die Europäische Union prüft Schritte, um sicherzustellen, dass die Verantwortung für den Unterhalt der Asylbewerber gleichmäßig auf alle Mitgliedsstaaten verteilt wird. Sie erwägt auch mögliche Schritte, mit denen die Wartezeit durch eine effizientere Prüfung der Anträge verkürzt und 
gleichzeitig ein gerechtes Verfahren garantiert werden soll. Regelungen sind getroffen worden, um festzulegen, welches Land der EU für die Prüfung des Asylantrags zuständig ist. Dies ist in der Regel dasjenige Land der EU, das der Asylsuchende zuerst betreten hat. Dieses Land prüft die eingereichten 
Asylanträge mithilfe der von der EU aufgestellten Kriterien. Es muss auch Asylbewerber zurücknehmen, die von seinem Territorium aus illegal in andere Länder der Europäischen Union eingereist sind. Die Funktionsfähigkeit dieses Systems hat sich durch die Einführung einer neuen Datenbank mit dem 
Namen Eurodac Anfang 2003 verbessert, in der künftig die Fingerabdrücke aller in der EU registrierten Asylbewerber gespeichert werden. Durch den Abgleich der Abdrücke kann dann eine Behörde feststellen, ob eine Person bereits in einem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Union Asyl beantragt 
hat. Ein gemeinsames europäisches Asylsystem muss von einer richtungweisenden Politik für die legale Zuwanderung flankiert werden, damit Menschen, die aus wirtschaftlichen Gründen legal in die Europäische Union zuwandern wollen, nicht versuchen, dies im Wege eines Asylantrags zu bewerkstelligen. Eine 
gerechte Möglichkeit zur legalen Zuwanderung in die EU wird dazu beitragen, das Problem der illegalen Einwanderung und des Menschenhandels zu lösen. Das Vorgehen gegen illegale Einwanderung schließt auch die Stärkung der EU-Außengrenzen mit ein. Diese Grenzen werden von einer ganzen Reihe 
nationaler Behörden geschützt, wie Grenzschutz, Polizei und Zoll. Es sind bereits einige Pilotprojekte gestartet worden, mit denen die Zusammenarbeit zwischen diesen Behörden verbessert werden soll. Länder mit einer besonders langen Küste oder langen Landesgrenzen können zusätzliche Hilfe der 
EU in Anspruch nehmen. Mit der Erweiterung der Europäischen Union fällt den neuen Mitgliedsstaaten die Verantwortung für den Schutz großer Teile der EU-Außengrenzen zu. Mehrere neue Mitgliedsstaaten erhalten von der EU bereits finanzielle Hilfe, um ihre Fachkenntnisse, Ausrüstung und Verfahren auf 
das Niveau der Europäischen Union zu heben. Sobald dieser Prozess abgeschlossen ist, werden die Grenzkontrollen zwischen diesen Staaten und dem Rest der EU abgeschafft. Der Schengen-Raum der Reisefreiheit wird sich dann auch auf diese Länder erstrecken. Die Entwicklung eines gemeinsamen Visa-
Informationssystems wird eine gründliche Prüfung der Visumsanträge ermöglichen. Das Vorgehen gegen Betrug wird damit verbessert. Persönliche Identifizierungsdaten, wie etwa Fingerabdrücke, Gesichtsmerkmale oder eine Abtastung der Augen-Iris, müssen dann verpflichtend vorgelegt werden. 
Dadurch können auch amtliche Dokumente der EU-Bürger besser gegen Fälschung gesichert werden und würden dann noch problemloser von Ländern außerhalb der EU akzeptiert. Die Rückführung illegaler Einwanderer liegt derzeit größtenteils in der Verantwortung der einzelnen Mitgliedsstaaten. Die 
Europäische Kommission drängt hier auf eine stärkere Zusammenarbeit sowie auf gemeinsame Regeln und Standards, nicht nur innerhalb der EU, sondern auch zwischen der Europäischen Union und den Staaten, aus denen illegale Einwanderer stammen. Viele Probleme müssen noch gelöst werden. 
Dazu gehören beispielsweise die Einführung von Mindeststandards für Abschiebeverfahren, die gegenseitige Anerkennung von Abschiebungsbeschlüssen sowie die Ausstellung von Reisedokumenten für illegale Einwanderer, die keine eigenen Papiere besitzen. Die Bürger der Europäischen Union 
erwarten zu Recht, dass die EU Bedrohungen abwehrt und Menschen vor Terrorismus und vor schweren, organisierten und grenzüberschreitenden Verbrechen schützt. Polizei und Justiz müssen deshalb eng zusammenarbeiten, damit Kriminelle keine Schlupflöcher finden, wo sie sich selbst und ihren 
unrechtmäßigen Besitz verstecken können. Kriminelle Vereinigungen nutzen stets die Schwächen des Rechts- und Wirtschaftssystems aus, in dem sie operieren. Die Europäische Union bietet ihnen einen weiten Raum, in dem sie sich frei bewegen können. Terroristen, Drogenbarone, Menschenhändler, 
Geldwäscher und Betrüger arbeiten ohne Beachtung nationaler Grenzen. Sie planen oft in einem Land das Verbrechen, begehen es in einem anderen und wohnen in einem dritten Land. Niemand kann mit Sicherheit sagen, wie viele Menschen in der Europäischen Union Drogen nehmen. Die Gesamtzahl der 
Heroinsüchtigen allein wird auf rund eine Million geschätzt. Zwischen 7 000 und 8 000 Menschen sterben jedes Jahr an illegalen Drogen. Verschiedene Strategien werden bereits eingesetzt, um mit der Vielzahl der durch Drogen verursachten Probleme fertig zu werden, und eine eigene EU-Agentur – die 
Europäische Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht – stellt fortlaufend Informationen darüber zur Verfügung.




